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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Eine Folge der zahlreichen in den Vorjahren lancierten und eingereichten
Volksbegehren war, dass im Jahr 2016 an allen vier Abstimmungswochenenden über
insgesamt neun Initiativen entschieden wurde (2015: 4). Diese wurden allesamt
abgelehnt, wenn auch im Falle der Initiative «gegen die Heiratsstrafe» relativ knapp. Die
am gleichen Wochenende wie das CVP-Begehren Ende Februar zur Abstimmung
gestandene Durchsetzungs-Initiative, die sehr stark mobilisierte, sowie die Initiative der
Juso gegen die Nahrungsmittelspekulation wurden hingegen recht deutlich abgelehnt.
Das gleiche Schicksal ereilte im Juni die Initiativen «Pro Service Public» und «für ein
bedingungsloses Grundeinkommen» sowie die «Milchkuhinitiative», die alle drei nicht
einmal einen Drittel der Stimmenden für sich gewinnen konnten. Auch die beiden
Initiativen der Grünen («Grüne Wirtschaft», «Atomausstiegsinitiative») und die
Initiative des Gewerkschaftsbundes («AHVplus») vermochten die Stimmbevölkerung
nicht zu überzeugen. 
Mit diesen neun Abstimmungen konnte der Pendenzenberg bei den Volksbegehren
etwas abgebaut werden. Weitere sieben waren allerdings noch in der Pipeline (2015: 12),
also entweder beim Bundesrat hängig, in der Parlamentsberatung oder reif zur
Abstimmung. Zudem waren 2016 acht neue Volksbegehren zustande gekommen (2015:
4), die ganz unterschiedliche Ziele verfolgten: Die «Selbstbestimmungsinitiative» der
SVP und die «No Billag-Initiative» hatten bereits vor Zustandekommen zu zahlreichen
Diskussionen geführt. Mit der Initiative für «mehr bezahlbare Wohnungen» und der
«Zersiedelungsinitiative» stand zudem das Thema Raumplanung im Fokus. Dafür, dass
landwirtschaftspolitische Anliegen in den nächsten Abstimmungen Aufmerksamkeit
erhalten würden, sorgten die Initiative «für Ernährungssouveränität» sowie die
«Hornkuh-Initiative». Die Unterschriftenhürde ebenfalls übersprungen hatten 2016
zudem die «Konzernverantwortungsinitiative» und die «Velo-Initiative». Die nötigen
Unterschriften noch nicht beisammen hatte die Initiative «Ja zur Bewegungsmedizin»,
deren Sammelfrist noch bis Juni 2017 lief.
2016 waren zudem sechs neue Volksbegehren lanciert worden; also genau gleich viele
wie im Jahr zuvor. Das vom Egerkinger Komitee lancierte «Verhüllungsverbot», aber
auch die Idee eines «Vaterschaftsurlaubs» von Travail.Suisse oder die
«Transparenzinitiative», die von einem Bündnis aus SP, GP, EVP, BDP und Piratenpartei
lanciert wurde, wurden bereits bei der offiziellen Lancierung medial virulent diskutiert.
Von verschiedenen Komitees wurden zudem Unterschriftensammlungen für die
Initiative «für eine Schweiz ohne synthetische Pestizide», die «Fair-Preis-Initiative»
und die Initiative gegen «die Auswüchse von Via sicura» gestartet.
Für das als Protest gegen die Ausschaffungsinitiative lancierte Volksbegehren «zur
Ausschaffung krimineller Männer» war die Sammelfrist 2016 abgelaufen. 2015 waren
noch vier Anliegen im Sammelstudium gescheitert. Eine Volksinitiative wurde 2016
zurückgezogen (2015: 1): Die «Stromeffizienz-Initiative» wurde nach der Annahme der
Verabschiedung der Energiestrategie 2050 durch das Parlament zurückgezogen. Die
Initianten waren der Ansicht, dass ihre Anliegen genügend berücksichtigt worden
seien. 1
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